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Vorbemerkungen 

 
Die Arbeitsgruppe „Wirtschaft und Arbeit“ der SPD Ottensen hat im Dezember 2007 und Januar 2008 die Programme der Hamburger 
Parteien zur Bürgerschaftswahl am 24.02.2008 durchgesehen und verglichen – mit Schwerpunkt auf den Themenbereichen Wirt-
schaft, Arbeit, Umwelt und Finanzen. 
 
Die wichtigsten Ergebnisse werden im folgenden – stets aus dem Blickwinkel Wirtschaft und Arbeit –  in Form einer Synopse darge-
stellt. Dabei kann allerdings keine Gewähr für absolute Vollständigkeit gegeben werden.  
 
Die aufgeführten Aussagen der fünf Parteien SPD, CDU, GAL, FDP und Linke sind entweder wörtliche Zitate aus den Programmen 
der Parteien oder sinngemäße Zusammenfassungen von uns. Die Gliederungspunkte der Darstellung wurden von uns so ausgewählt, 
dass man einen möglichst raschen Zugang zu den einzelnen Punkten findet – zu Übereinstimmungen ebenso wie zu den Gegensät-
zen zwischen den Parteien. In der Spalte „Anmerkungen“ haben wir – relativ sparsam – eigene Kommentierungen hinzugefügt, die 
das Bild ggf. abrunden sollen. Im Grundsatz denken wir aber, dass sich jede Leserin und jeder Leser durchaus rasch sein eigenes 
Urteil bilden kann. 
 
 
Uwe Biel, Paul G. Buttler,  Gabi Dobusch,  Johannes Roßberg, Kurt Wand, Reinhard Zaage 
 
 
Hamburg, 09.01.2008 
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Hafenquerspange Bau der Hafenquer-
spange 

Die Hafenquerspange 
mit einem Tunnel 
kombinieren, damit 
die Lärm- und Ab-
gasbelastung mini-
miert wird. 

 

Bau einer Hafenquer-
spange  

 

Die GAL lehnt einen 
Bau der Hafenquer-
spange ab, da da-
durch nur mehr 
Raum für Fahrzeuge 
geschaffen wird und 
nicht eine Verringe-
rung des Verkehrs 
bezweckt wird. 

 

Sofortiger Baubeginn 
und Prüfung auf Pri-
vatfinanzierung der 
Hafenquerspange. 

 

Keinen Bau der  
Hafenquerspange. 

 

 

Elbvertiefung Unverzügliche Anpas-
sung der Fahrrinnen-
tiefe der Elbe. 

 

Die Elbvertiefung soll 
kommen. 

 

Keine Elbvertiefung 
und auch ein zukünf-
tiger Verzicht auf 
weitere Vertiefun-
gen. 

 

Die Elbvertiefung 
muss mit den Elban-
liegern in Einklang 
gebracht werden. 

 

Keine weitere Elb-
vertiefung. 

 

 

HHLA /  

Hamburger Port 
Authority 

Der CDU-Senat hat in 
unverantwortlicher 
Weise Teile der HHLA 
verkauft. Wir werden 
dafür sorgen, dass ein 
Verkauf über die 
jetzt an die Börse 
gebrachten 30 % 
hinaus nicht stattfin-
det. 

 Die Grünen lehnen 
den weiteren Verkauf 
von Anteilen an der 
HHLA ab, um eine 
Sperrminorität ande-
rer unerwünschter 
Unternehmen zu 
verhindern. 

Keine eindeutig klare 
aussage zum HHLA -
Verkauf und zu wei-
teren Verkaufsoptio-
nen.  

Die Hamburger Port 
Authority bleibt im 
Besitz der Stadt Ham-
burg. 

Keine Privatisierung 
der HHLA. 

 

Die CDU steht weiter 
zum Verkauf der 30%  
Anteile an der HHLA, 
bis jetzt hat sie sich 
aber nicht eindeutig  
geäußert, ob sie 
weitere Teile an den 
Kapitalmarkt bringen 
will. 
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Hafenbahn, Anbin-
dung des Hafens 
und Y-Trasse 

Modernisierung der 
Hafenbahn.  

Die Bahn Y-Trasse 
Hamburg-Bremen-
Hannover muss um-
gehend realisiert 
werden. 

Die A21 mit der Elb-
querung vorantrei-
ben, damit die Stadt 
weiter entlastet 
wird. 

 

Modernisierung der 
Hafenbahn.  

Bau der Hafenquer-
spange 

Keine Aussage Modernisierung der 
Hafenbahn.  

 

Kein Bau der ICE -Y-
Trasse zwischen 
Hamburg, Bremen 
und Hannover. 

 

 

Güterverkehr Anstrengungen für 
den Lärmschutz ver-
stärken und für eine 
baldige Entlastung 
der Anwohner zu 
sorgen.  

Vermehrt Güter auf 
das Binnenschiff 
verlagern um die 
Straßen von LKW – 
Transporten zu ent-
lasten. 

 

Lärmschutz deutlich 
verbessern 

Modernisierung der 
Hafenbahn. 

 

Der Lärmschutz an 
der Gütertrasse 
durch Wilhelmsburg, 
Harburg, Wandsbek 
und Rahlstedt muss 
deutlich verbessert 
werden. 

Keine Aussage Neubau einer neuen 
Gütertrasse um 
Hamburg herum. 
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Kreativwirtschaft 
und Innovationen – 
allgemein 

Hamburgs Stärke als 
Hafenstadt, Handels-
metropole, Industrie- 
und Technologie-
standort und als kre-
atives Zentrum be-
wahren und fördern. 

Technologieintensive 
Bereiche wie Luft- 
und Raumfahrt, Ha-
fen und Logistik, 
Gesundheit und Me-
dizin, Informations-
technologie und Me-
dien, Klimaschutz 
und erneuerbare 
Energien benötigen 
Qualifizierung, Wei-
terbildung, Hoch-
schulausbildung, 
Forschung und den 
Technologietransfer 
von der Theorie in 
die Praxis: Hier be-
darf es neben dem 
freien und unentgelt-
lichen Zugang zu 
Bildung und Studium 
der Vernetzung von 
Einrichtungen, Initia-
tiven, Förderungen 
und eines möglichst 
kurzen Weges von 

Hamburg als kreative 
Stadt besser präsen-
tieren und unsere 
Stadt international 
als tolerante und 
kreative Metropole 
zeigen. 

Im Rahmen unserer 
Strategie der „Wach-
senden Stadt“ heimi-
sche Talente entwi-
ckeln und Gründer 
und Kreative aus 
dem In- und Ausland 
anlocken. 

Branchenimpulse 
geben. Im Fokus: 
Luftfahrt, Logistik, 
IT/Medien und Life 
Science. 

Kreative Wirtschaft 
soll endlich die Auf-
merksamkeit be-
kommen, die ihrer 
wirtschaftlichen 

Bedeutung und Dy-
namik entspricht. 

Kreative Köpfe sind 
wichtiger als Kai-
mauern (nicht nur in 
wirtschaftlicher Hin-
sicht). 

Hamburg soll zur 
Kultur- und Kreativ-
metropole werden. 
Das erfordert mehr 
als Wirtschaftspoli-
tik,dafür müssen 
auch Bildung, Kultur, 
Integration und die 
Vielfalt der Lebens-
formen im Fokus der 
Politik stehen. 

Eigenes Clusterma-
nagement für Wirt-
schaftsbereich Krea-
tivwirtschaft. 

Investitionen in wis-
sensbasierten und 
kreativen Bereich als 
Motor des wirtschaft-
lichen Aufschwungs 

 Gegen „Instrumenta-
lisierung“ von Kreati-
vität und Kultur. 

Überführung von 
Schlüsselbereichen 
der Wirtschaft (auch: 
Medien, Kultur) in 
öffentliches Eigen-
tum. 
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der Forschung zum 
Markt. 

Eine moderne, tech-
nologie- und wis-
sensbasierte Wirt-
schaftsstruktur 
braucht eine auf so-
zialen Ausgleich 
verpflichtete Gesell-
schaft, stabile Fami-
lien, beste Bildung, 
Mitbestimmung und 
das Vertrauen in die 
eigene Stärke. Alle 

Elemente bedingen 
einander. 

und neuer Arbeits-
plätze, in dem wirt-
schaftliche und 
menschliche Interes-
sen jetzt Hand in 
Hand gehen. 

Förderungspro-
gramm für Grün-
dungswillige, Einzel- 
und Kleinstunter-
nehmen. 

Wettbewerb Ham-
burg kreativ. 

Medien Hamburg ist einer 
der wichtigsten 
Standorte der Me-
dienwirtschaft in 
Deutschland. 

Hamburg ist führend 
in der Werbewirt-
schaft und in der 
Zeitschriftenbranche. 

Hamburg ist wichti-
ger Filmstandort. 

Standortfaktor NDR 
und Studio Hamburg. 

Die für die Zukunft 
des Medienstandor-
tes besonders wich-

Medienstandort 
Hamburg stärken 

Hamburgs Anschluss 
an die Dynamik im 
Mediensektor für die 
Zukunft sichern. 

Staatsrat für Medien, 
Filmförderung und 
Rundfunkstaatsver-
trag. 

In Bildung, Wissen-
schaft und For-
schung investieren, 
um  Hamburg als 
Zentrum für Kultur, 
Medien und erneuer-
bare Energien zu 
stärken. 

 Hamburg – eine 
Stadt der Medien. 

Sicherstellen einer 
kulturellen und krea-
tiven Filmproduktion. 

Gegen standortinte-
ressen-bezogene 
Medienwirtschaft. 

Transparenzpflicht 
für alle Medienunter-
nehmen durchset-
zen. 

Verbesserung der 
wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen 
für freie Journalisten. 
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tigen Ausbildungsein-
richtungen ausbau-
en. 

Keine Einschränkung 
der digitalen Mög-
lichkeiten öffentlich-
rechtlicher Rund-
funkanstalten. 

 

Beschränkung weite-
rer Privatisierungen 
im TV-Bereich 
(Rundfunkstaats-
vertrag). 

Verlagerung des 
Medienbeauftragten 
von der Wirtschafts- 
in die Kulturbehörde. 

Neue Medien / IT Hamburg ist erfolg-
reich bei Entwicklung 
und Design im Be-
reich neuer Medien. 

 

Mit neuen Medien 
wie Mobilfunk, Soft-
ware- und Online-
diensten Wachs-
tumsimpulse auf-
nehmen und kreati-
ves Potential in der 
Stadt binden. 

In Kooperation mit 
der Wirtschaft Fern-
studiengänge schaf-
fen. 

Verbesserung der 
Rahmenbedingungen 
für kleinere IT-
Unternehmen durch 
Förderung offener 
Standards. 

Mehr tun im Bereich 
IT/Medien: 

Strukturförderung 

Mobile multimediale 
Dienste 

Gründerzentrum IT / 
Medien 

Fachvermittlungs-
dienste (ARGE) 

  

Life-Science / High-
Tech 

Effizienten Techno-
logietransfer für 
Hamburgs Hoch-
schulen und For-
schungseinrichtun-
gen fördern und die 
bestehenden Tech-
nologietransferwege 
zu einer zentralen 
Informations- und 
Serviceeinrichtung 

Hamburg als Tech-
nologie- und Hoch-
schulstandort weiter 
entwickeln. 

Bei der Gewinnung 
junger Talente den 
Fokus auf Firmen-
gründer und Techno-
logie legen. 

 

Hamburg als gen-
technik-freie Metro-
pole. 

Um der Sprechblase 
des »Life Science« 
(Lebenswissenschaf-
ten)-Clusters endlich 
Leben einzuhauchen, 
bedarf es energi-
scher Anstrengungen 
der Vernetzung vor-

LifeScience: Chance, 
wichtiges Standbein 
der Wirtschaft in 
Hamburg zu werden. 

Gezielte Förderung 
für High-Tech-Exi-
stenzgründer durch 
ein spezielles Eigen-
kapital-Beteiligungs-
programm der Betei-
ligungsgesellschaft 
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für Unternehmen und 
Forscher weiterent-
wickeln. 

Hamburgs Chancen 
liegen in der Entwick-
lung zur Wissens-
metropole. 

Cluster Gesund-
heitswirtschaft in 
Hamburg etablieren 
durch Kräftebünde-
lung der Wissen-
schaft, Medizintech-
nik, Biotechnologie, 
Krankenversorgung, 

der Unternehmen 
und Verbände. 

Bestehende Struktu-
ren wie der Kompe-
tenz-Cluster Life 
Science sowie die 
Agentur NORGENTA 
werden wir stärken 
und einbeziehen. 

Senatsstelle für Ge-
sundheitswirtschaft 
für Koordination 
schaffen. 

Technologietransfer 
weiter verbessern 

Life Science im Hin-
blick auf die Ge-
sundheitswirtschaft 
weiterentwickeln. 

LIfe Science Cluster. 

 

 

 

handenen Know-
hows und der Förde-
rung universitärer 
und gewerblicher 
Forschung, möglichst 

im Verbund. 

 

Hamburg. 

Übergreifende Pro-
jekte im Bereich Life-
Science 

Strukturförderung 
statt Subventionen 

Fachvermittlungs-
dienste ARGE 

Ausbau des Life-
Science-Clusters 

Förderung der Ko-
operation von Wirt-
schaft und Wissen-
schaft (NORGENTA) 

Wettbewerbsfähige 
Arbeitsplätze durch 
neue Technologien, 
Innovation und Fort-
schritt. 

Modernes Gen-
Technik-Gesetz in 
Bundesrat einbrin-
gen. 
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Kultur  Kulturmetropole: 
attraktiv für Bewoh-
ner und für Touristen 
sowie Kulturschaf-
fende. 

Unterstützung der 
Kulturschaffenden. 

Hamburg Triennale. 

Hamburgs Kultur-
landschaft als Touris-
tenmagnet 

Hamburg als Musik-
standort sowohl in 
der klassischen Mu-
sik als auch im Un-
terhaltungsbereich 
weiter stärken. 

Kulturmarketing 
verbessern 

 

Berücksichtigung von 
Musikveranstaltun-
gen bei allen Maß-
nahmen zur Förde-
rung des Tourismus. 

Damit Hamburg erst-
rangige Pop- und 
Rockstadt wird, sol-
len Musikszene und 
Musikwirtschaft mit 
anderen Sektoren 
wie Filmwirtschaft 
und der Multimedia- 
und Games-Branche 
vernetzt sowie Künst-
ler und Labels im 
Rahmen einer Ham-
burg-Werbung bei 
der Vermarktung 
unterstützt werden. 

Kultur und Bildungs-
projekt „Park Postko-
lonial“, um Ausei-
nandersetzung mit 
der Globalisierung 
anzustoßen.  

Öffentliche Investitio-
nen in „Kulturzonen“, 
z.B. St. Pauli. 

Kulturmarketing mit 
und für die Hambur-
ger Kulturbetriebe. 

Vermarktung, Struk-
turförderung,  private 
Kunst- und Kulturför-
derung. 

Unterstützung von 
Genossenschaften 
im Kulturbereich. 

Gegen Kommerziali-
sierung von Kultur. 

Schaffung von mehr 
sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeits-
plätzen im Kulturbe-
reich. 
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Tourismus  Durch die Vermark-
tung des touristi-
schen Angebotes im 
Ausland und die zwei 
neuen Kreuzfahrt-
terminals noch mehr 
Touristen nach Ham-
burg bringen 

Kultur als Touris-
musmagnet und 
Wirtschaftsfaktor 

Bündelung der Auf-
gaben von Hamburg 
Marketing GmbH, 
Tourismus GmbH 
und Marketing der 
Kulturbehörde. 

Gastronomie, Hotel-
lerie und Tourismus 
nach vorne bringen: 
mehr überregionale 
Zusammenarbeit mit 
Schleswig-Holstein 
und Mecklenburg-
Vorpommern sowie 
Ostseekooperation. 

Bessere Vermark-
tung kleinerer und 
mittlerer Betriebe 
sowie von St. Pauli. 

Kulturaspekte beto-
nen. 

Fachvermittlungs-
dienste bei der AR-
GE.   

Gegen Großprojekte 
als Touristenattrakti-
onen (Hafen City, 
Tamm-Museum).  
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Grundsätze Wo der Senat als di-
rekter Arbeitgeber, 
als Gesellschafter, 
Zuwendungs- oder 
Auftraggeber Einfluss 
hat auf die Gestal-
tung der Arbeitsver-
hältnisse, muss er 
vorbildlich handeln: 
beim Flächentarif, 
aber auch bei der 
Förderung von Be-
schäftigung, Ausbil-
dung, Umweltschutz, 
Gleichstellung, Wei-
terbildung, altersge-
rechten Arbeitsplät-
zen und bei der Ver-
einbarung betriebli-
cher Altersversor-
gung. 

Wir werden das von 
der CDU verstüm-
melte Personalvertre-
tungsrecht durch ein 
modernes Mitbestim-
mungsgesetz für die 
Verwaltung ersetzen. 

 

 

 

 

 

 

Kooperationen von 
Schulen und Wirt-
schaft weiter aus-
bauen. 

Bei Neueinstellungen 
von Nachwuchskräf-
ten im Öffentlichen 
Dienst eine Quote 
von 20 % mit Migra-
tionshintergrund er-
reichen. 

Ehrenamtliches En-
gagement von und 
für ältere Menschen 
stärken. 

Ausbildung des pä-
dagogischen Perso-
nals in Kindertages-
stätten verbessern. 

Fortbildung für be-
stehendes Personal 
intensivieren. 

Spezielle Familien-
betreuerInnen aus-
bilden. 

 

 

Mit der »Hamburger 
Quartiersarbeit« wol-
len wir zusätzliche 
und gemeinnützige 
Arbeit dort fördern, 
wo sie die soziale 
Stadtteilentwicklung 
mit der Arbeitsmarkt-
politik verknüpft. 

Damit verbessern 
wir die kulturelle 
und soziale Infra-
struktur im Stadt-
teil und fördern 
sinnvolle Be-
schäftigung, die 
Beteiligung er-
möglicht und Iso-
lation beendet. 

Vorstellbar sind z. B. 
Tätigkeiten bei der 
Stadtteilzeitung, der 
Nachbarschafts- und 
Altenhilfe, in Schul-
küchen, Pförtnerlo-
gen, Kultur- und 
Sportprojekten oder 
auf Spielplätzen und 
in öffentlichen Gär-
ten. 

 

 

Keine Bevorzugung 
der stadteigenen 
Arbeitsmarktdienst-
leister, mehr Wettbe-
werb durch Privatisie-
rung.  

(Wir wollen), dass 
Menschen, die zurzeit 
keine Beschäftigung 
haben, Angebote 
unterbreitet werden, 
wie sie sich im Rah-
men ehrenamtlicher 
Tätigkeiten engagie-
ren und gegebenen-
falls auch weiterquali-
fizieren können.  

 

 

 

Der Staat muss sich 
aktiv für mehr Be-
schäftigung einset-
zen, dies nicht dem 
»freien« Markt über-
lassen und erforderli-
chenfalls auch in den 
Konflikt mit der priva-
ten Wirtschaft gehen. 

Wir wollen eine akti-
ve Beschäftigungs-
politik, die, ausge-
hend von staatlichen 
Investitionsprogram-
men in die öffentliche 
Infrastruktur gemäß 
dem gesellschaftli-
chen Bedarf (sozialer 
Wohnungsbau, 
Stadtentwicklung, 
öffentlicher Verkehr, 
Umweltschutz, Ge-
sundheit), auch 
Steuerreformen in 
Angriff nimmt. 
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Arge / Beschäfti-
gungsförderung 

Wir setzen auf Be-
schäftigungsförde-
rung und Qualifizie-
rung, vor allem auf 
der Basis von sozial-
versicherungspflichti-
gen Arbeitsverhält-
nissen. 

Wir werden ein Son-
derprogramm für 
öffentlich geförderte 
Beschäftigung zur 
Bekämpfung der 
Langzeitarbeitslosig-
keit auflegen. 

Dafür werden wir die 
gesamte Bandbreite 
der Fördermöglich-
keiten des Sozialge-
setzbuches nutzen, 
damit auf individuelle 
Problemlagen rea-
giert werden kann. 

Wir werden für Ju-
gendliche, die in Un-
ternehmen keinen 
Ausbildungsplatz 
erhalten, öffentlich 
geförderte Ausbil-
dungsplätze mit 
Kammerprüfung an-
bieten. 

Die Arbeitsmarktpro-
gramme weiter an 
dem Bedarf der Wirt-
schaft ausrichten. 

 

 

Die Qualifizierung ist 
insbesondere in einer 
alternden Gesell-
schaft der wichtigste 
Hebel, um den Be-
darf an Fachleuten 
abzudecken und die 
Chancen auf eine 
auskömmliche Arbeit 
für alle zu erhöhen.  

Längerfristige Maß-
nahmen mit zertifi-
zierten Abschlüssen 
erhöhen die Beschäf-
tigungswahrschein-
lichkeit und sind 
standardisierten kur-
zen Trainings vorzu-
ziehen. 

Um die Angebote für 
Langzeitarbeitslose 
mit besonderen Be-
schäftigungshemm-
nissen zu verbes-
sern, wollen wir das 
ausschließlich für 
Menschen mit Be-
hinderungen ange-
wendete Instrument 
der Integrationsfir-
men auf den ar-
beitsmarkpolitischen 
Bereich übertragen. 

Schluss mit den inef-
fizienten Trainings-
maßnahmen.  

Mehr vermittlungsori-
entierte Programme 
für Langzeitarbeitslo-
se, insbesondere für 
Ältere und für Ju-
gendliche (ARGE).  

Mehr vermittlungsori-
entierte Programme 
auch für die Betreu-
ungskunden der A-
gentur.  

Keine Umwidmung 
der Senatsmittel für 
den Arbeitsmarkt 
zugunsten von Sub-
ventionen an Betrie-
be, Aufstockung zu-
gunsten der genann-
ten vermittlungsorien-
tierten Programme.  

 

 

Die Abschaffung der 
Hartz-Gesetze 

Der öffentliche Dienst 
hat beschäftigungs-
politische Auswir-
kungen, seine primä-
re Aufgabe ist jedoch 
nicht die Beschäfti-
gungspolitik. Seine 
Aufgabe besteht in 
der Erweiterung des 
gesellschaftlichen 
Reichtums durch 
sozialkulturelle 
Dienstleistungen – 
allein das schafft 
eine für alle Men-
schen sinnvolle Ent-
wicklung des Ge-
meinwesens. Dafür 
muss endlich wieder 
mehr Personal ein-
gestellt werden! 

DIE LINKE fordert 
die sofortige Ab-
schaffung der Ein-
Euro-Jobs. Die da-
durch freiwerdenden 
Gelder sollen zur 
Schaffung öffentlich 
finanzierter Beschäf-
tigung genutzt wer-
den. 
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Kombination Ar-
beitsmarktpolitik 
und Daseinsvor-
sorge 

.  Dauerhafte Lohnzu-
wendungen müssen 
im Rahmen einer 
Initiative für den inte-
grativen Arbeitsmarkt 
für bestimmte Perso-
nengruppen zur Ver-
fügung gestellt wer-
den. In diesem Zu-
sammenhang ist zu 
prüfen, inwieweit die 
Zusammenführung 
von aktiven Mitteln 
der Arbeitsmarktpoli-
tik und passiven Mit-
teln der Daseinsvor-
sorge zu einem Ent-
gelt realisiert werden 
könnte. Hier braucht 
Hamburg mehr Mut 
und Entschlossen-
heit. 
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Gesetzlicher Min-
destlohn 

Trotz wirtschaftlicher 
Entwicklung nimmt 
die Zahl prekärer 
Arbeitsverhältnisse 
zu. Konkurrenz von 
ausländischen Billig-
löhnern verstärkt die 
Entwicklung. Wir 
Hamburger Sozial-
demokraten setzen 
uns darum für die 
Einführung eines 
gesetzlichen Min-
destlohnes in Höhe 
von 7,50 € pro Stun-
de ein. 

Arbeit braucht ange-
messene Bezahlung: 
Mindestlohn jetzt 
durchsetzen. 

Nach den beschä-
menden Erfahrungen 
der vergangenen 
Jahre in Hamburg mit 
Dumpinglöhnen hal-
ten wir die Einfüh-
rung eines gesetzli-
chen Mindestlohnes 
in Höhe von 7,50 
Euro für unabding-
bar. 

Im Programm der 
Hamburger CDU wird 
das Thema nicht 
erwähnt. 

Um den Abwärts-
trend im Niedriglohn-
bereich umzukehren 
und die Zahl von 
Beziehenden von 
ergänzenden Lei-
stungen zum Le-
bensunterhalt zu 
senken, werden wir 
bundespolitische 
Initiativen ergreifen, 
die auf die Einfüh-
rung eines gesetz-
lichen Mindestlohns 
zielen. 

Das Wahlprogramm 
der FDP Hamburg 
erwähnt das Thema 
nicht. 

Die Linke fordert eine 
Bundesratsinitiative 
Hamburgs zur Ein-
führung eines Min-
destlohnes von 8 € 
plus. 

In den „Anforderun-
gen des DGB-Ham-
burg“ zur Bürger-
schaftswahl findet 
sich ein Zitat von 
Präsident Franklin 
D. Roosevelt an-
lässlich der Einfüh-
rung des gesetz-
lichen Mindest-
lohns: „Unterneh-
men, deren Existenz 
lediglich davon ab-
hängt, ihren Beschäf-
tigten weniger als 
einen zum Leben 
ausreichenden Lohn 
zu zahlen, sollen in 
diesem Land kein 
Recht mehr haben, 
weiter ihre Geschäfte 
zu betreiben. Mit 
einem zum Leben 
ausreichenden Lohn 
meine ich mehr als 
das bloße Existenz-
minimum. Ich meine 
Löhne, die ein an-
ständiges Leben 
ermöglichen.“ 
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Gesetzlicher Min-
destlohn 

     Im Grundsatzpro-
gramm der Gesamt-
CDU 2007 heißt es: 
„Wir wollen Rahmen-
bedingungen, die 
eine legale Beschäfti-
gung auch gering 
Qualifizierter in ein-
facher Arbeit mit ent-
sprechend beschäfti-
gungsfreundlichen 
Löhnen und Gehält-
ern attraktiver ma-
chen. Hierfür wollen 
wir niedrig entlohnte 
Arbeitnehmer finan-
ziell unterstützen. 
Dies soll auch Ar-
beitssuchende moti-
vieren, Beschäfti-
gungschancen zu 
ergreifen, und die 
Arbeitgeber ermun-
tern, neue Arbeits-
plätze zu schaffen“. 

Einschränkend wird  
auf die geltende Ge-
setzeslage verwie-
sen: „Sittenwidrige 
Löhne, die den orts-
üblichen Branchen-
lohn deutlich unter-
schreiten, müssen 
verboten sein.“ 
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Grundsätze / Mas-
terplan Klimaschutz 

Wir werden einen 
Masterplan Klima-
schutz auflegen, 
damit Hamburg nicht 
nur mit Einzelprojek-
ten in den Medien 
glänzt, sondern zu 
spürbaren Fortschrit-
ten im Klimaschutz 
kommt. 

Hamburg ist mit jähr-
lich 19 Mio. Tonnen 
CO2-Emission Mit-
verursacher für den 
klimabedingten An-
stieg des Meeres-
spiegels und hat aus 
Eigeninteresse einen 
gewichtigen Beitrag 
zur Senkung der 
CO2-Emissionen zu 
leisten. 40 Prozent ist 
das Ziel bis 2020 für 
den  Bund. 

Die SPD will die  
Lebens- und Um-
weltqualität  für alle, 
für künftige Genera-
tionen erhalten und 
verbessern. 

Mit einem neuen 
Klimaschutzgesetz 
unsere ehrgeizigen 
Ziele gesetzlich ver-
ankern. 

Unser Klimaschutz-
konzept mit dem Ziel 
einer Reduzierung 
des CO2-Ausstoßes 
um zwei Mio. Tonnen 
umsetzen. 

Der CDU-Senat hat 
sich jahrelang nicht 
für das Klima interes-
siert. GRÜNE wollen 
Hamburg zur Haupt-
stadt des Klima-
schutzes machen, 
unsere Stadt soll 
Modellregion für Er-
neuerbare Energien 
und Energieeffizienz 
werden. 

Konsequenter Klima-
schutz ist nicht nur 
eine Notwendigkeit, 
um unsere Welt für 
die zukünftigen Ge-
nerationen zu erhal-
ten, sondern auch 
Jobmotor und Wirt-
schaftsfaktor. 

Auch bei der Um-
weltpolitik steht die 
Eigeninitiative der 
Bürger gegen staat-
lichen Dirigismus. 
Bei allen Maßnah-
men steht die wirt-
schaftliche Effizienz 
im Vordergrund 

Energieversorgung 
muss sich an den 
Zielen Versorgungs-
sicherheit, Wirt-
schaftlichkeit und 
Umweltverträglich-
keit orientieren. 

 

Der globale Klima-
wandel bedroht 
schon jetzt Milliarden 
Menschen. Hauptur-
sache ist die Ver-
brennung gewaltiger 
Mengen fossiler 
Brennstoffe. (Kohle, 
Öl, Erdgas), die zur 
Emission viel zu 
großer Mengen CO2 
führt. Diese Wirt-
schaftsweise nützt 
den Energie-, Che-
mie-, Auto- und 
Flugzeugkonzernen 
– es verletzt die Le-
bensinteressen der 
großen Mehrheit. 

GAL und SPD sind 
sehr dicht bei einan-
der. 
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Klimaallianz / Um-
weltpartnerschaft 
für Hamburg 

Wir werden mit den 
Klima-, Umwelt-, 
Natur- und Verbrau-
cherschutzverbänden 
und der Wirtschaft 
eine „Neue Klimaalli-
anz für Hamburg“ 
bilden u. weitere 
geeignete Maßnah-
men für den Klima-
schutz entwickeln. 

Umweltpartnerschaft 
Hamburg: Seit 2003 
konnten fast 400 
Unternehmen für 
nachhaltiges Wirt-
schaften gewonnen 
werden. Dadurch 
jährlich 50.000 Ton-
nen CO2 eingespart  

Gemeinsam mit elf 
Hamburger Indu-
strieunternehmen im 
Rahmen einer freiwil-
ligen Selbstverpflich-
tung ab 2012 jährlich 
mindestens 500.000 
Tonnen CO2 einspa-
ren. 

    

Energieeinspar-
kampagne 

Durchführung einer 
Einspar- und Effi-
zienzkampagne für 
Verbraucher.  

Gründung eines Effi-
zienzfonds aus Ein-
spargewinnen. 

Hamburg als Stand-
ort von Energieein-
sparungen und „re-
generativen Ener-
gien“ vom Passiv-
haus bis zum Brenn-
stoffzellenbus be-
kannt machen. 

Wir brauchen massi-
ve Anstrengungen 
zur Senkung des 
Strom- und Wärme-
bedarfs und mehr 
Erneuerbare Ener-
gien. 
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Energieeinsparung 
und Energieeffi-
zienz 

Nötig ist ein Mix aus 
Energieeinsparung 
sowie besserer Aus-
nutzung von Energie 
und Umstieg von 
fossilen auf erneuer-
bare Energien. Für 
eine Übergangszeit 
werden noch hochef-
fiziente und CO2-
arme fossile Kraft-
werke erforderlich 
sein. 

Förderung von Ener-
giesparen und Ein-
satz von erneuerba-
ren Energien.   

 Wir brauchen mehr 
kleine dezentrale 
Blockheizkraftwerke 
mit Kraft-Wärme-
Kopplung, massive 
Anstrengungen zur 
Senkung des Strom- 
und Wärmebedarfs 
und mehr Erneuerba-
re Energien. 

   

Energieeffizienz der 
städtischen Ge-
bäude 

Förderung von Ener-
gieeffizienz in öffent-
lichen Gebäuden. 

Den Strombezug der 
Hamburger Behör-
den ab 2008 kom-
plett auf Ökostrom 
umstellen. 

Wir fordern, dass der 
Senat frühestmöglich 
den Vertrag mit Vat-
tenfall kündigt und 
die Stromversorgung 
neu ausschreibt, 
möglichst mit 100 
Prozent Ökostrom. 

 Für Behörden und  
im öffentlichen Besitz 
befindliche Unter-
nehmen werden 
Energiesparpläne 
entwickelt, die bin-
nen fünf Jahren ver-
bindlich zu einer 
Senkung des Ener-
gieverbrauchs um 30 
Prozent führen. Es 
wird nur noch Öko-
strom von einem 
zertifizierten Öko-
stromanbieter bezo-
gen. 
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Wärmedämmung 
bei Altbauten 

Förderung der Wär-
medämmung in 
700.000 Altbauten. 

Energiespar-Investi-
tionen in vorhandene 
Gebäude durch spe-
zielle Programme 
fördern 

Wir wollen die Wär-
mestandards ver-
schärfen und den 
Einsatz Erneuerbarer 
Energien beim Neu-
bau und in  der Alt-
bau-Sanierung zum 
verbindlichen Stan-
dard machen.  

 Förderprogramm für 
die nachträgliche 
Wärmedämmung 
des Altbaubestandes 
auf 25 Millionen Euro 
jährlich  erhöhen.  

 

Energieeffizientes 
Bauen 

Bindung von öffentli-
chen Bauvergaben 
an Energieeffizienz-
Kriterien. 

Standards für den 
energetischen Ver-
brauch von Neubau-
ten verbindlich fest-
legen und durchset-
zen. 

Energieeffizientes 
Bauen und regenera-
tive Energien u. a. 
mit der„Ökologischen 
Bauausstellung“ (im 
Jahr 2005) gefördert. 

Im Neubau soll eine 
noch bessere Wär-
medämmung zur 
Pflicht werden. 

 Bei Neubauten ist die 
Integration von solar-
thermischen oder 
photovoltaischen 
Anlagen in Dach- 
und Fassadenflä-
chen zwingend vor-
zuschreiben. Sie 
werden nur noch als 
Passivhäuser ge-
nehmigt. Damit wer-
den CO2-Emissionen 
reduziert sowie zahl-
reiche Arbeitsplätze 
geschaffen und gesi-
chert. 
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Energieagentur Einrichtung einer 
zentralen Energie-
agentur mit Bezirks-
beratungsstellen. 

  Wir brauchen eine 
Institution, die Maß-
nahmen zur Energie-
einsparung, Verbes-
serung der Energie-
effizienz und den 
Ausbau der Erneuer-
baren Energien koor-
diniert und Investitio-
nen bei BürgerInnen, 
in der Wirtschaft und 
im Wohnungsbereich 
anschiebt. Diese 
Aufgaben soll die 
Hamburger Energie-
agentur übernehmen. 

   

Regenerative Ener-
gien 

Repowering von 
Windkraftanlagen 
und Vermietung von 
Dachflächen für So-
laranlagen. 

Wind- und Solar-
branche zu einer 
Leitindustrie für 
Hamburg ausbauen 
und für eine Vernet-
zung der Grundla-
gen- und Anwen-
dungsforschung un-
tereinander und mit 
den Unternehmen 
sorgen. 

 Die Windkraftleistung 
soll verfünffacht wer-
den, unter anderem 
durch den Bau von 
Mikro-Windkraftanla-
gen auf Dächern, 
durch den Ersatz 
bestehender Wind-
kraft-Anlagen durch 
neue, leistungsstär-
kere Anlagen und 
den Bau neuer Anla-
gen im Hafen. 

Mittelfristig alle Sub-
ventionen für rege-
nerative Energien 
abschaffen. 
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Pkw.-Verkehr und 
Klimaschutz 

Förderung des Um-
stiegs privater PKW-
Nutzer auf den öf-
fentlichen Personen-
nahverkehr,  u. a. 
durch familienfreund-
lich übertragbare 
Klima-Tickets. 

Umrüstung des öf-
fentlichen Fuhrparks 
auf klimafreundliche 
Fahrzeuge. 

Mit freiwilligen auto-
freien Sonntagen den 
Klimaschutz zum 
Volkssport machen. 

 ÖPNV und öffentli-
che Fahrzeuge so 
weit wie möglich auf 
Erdgas oder Biodie-
sel umrüsten und mit 
Rußfiltern ausstat-
ten. 

   

Neue Umwelt- und 
Klimaschutzbehör-
de 

Wir werden wieder 
eine eigenständige 
Behörde für Umwelt, 
Energie und Klima-
schutz einrichten. 

Neue Leitstelle Kli-
maschutz eingerich-
tet. 

 . Es werden für alle 
Behörden Leitlinien 
eingeführt, die den 
Belangen des Natur-, 
Umwelt- und Klima-
schutzes verbindlich 
Rechnung tragen. 
Energieeinsparungs-
verordnung wird 
deutlich verschärft. 

 



SPD Ottensen / AG Wirtschaft und Arbeit 
Vergleich der Wahlprogramme der Hamburger Parteien zur Bürgerschaftswahl 2008 

- Umwelt und Energie - 
 

Thema SPD CDU GAL FDP Linke Anmerkungen 
 

         - 23 - 

Ver- und Entsor-
gung / Stadtwerke 

Wir werden unter 
Einbeziehung der 
Konzessionsverträge 
für das Hamburger 
Gas-, Fernwärme- 
und Stromleitungs-
netz die Gründung 
eines kommunalen 
Stadtwerkes betrei-
ben. 

Dezentrale Energie-
versorgung durch 
hocheffiziente Block-
heizkraftwerke hat 
Vorrang. 

 Die Energienetze 
wieder von der Stadt 
betreiben lassen. In 
den nächsten Jahren 
laufen die Konzessi-
onsverträge für Gas 
und Strom aus. Statt 
sie zu verlängern, 
könnte die Stadt 
Hamburg oder ein 
städtisches Unter-
nehmen schon 2009 
das Gasnetz und 
2015 das Stromnetz  
übernehmen.  

Hamburg Wasser 
verfügt über die 
Kompetenzen zum 
Management von 
Versorgungsnetzen 
und kann zum Aus-
gangspunkt für den 
Aufbau von Hambur-
ger Stadtwerken wer-
den. .Aufbau einer 
dezentraleren Strom- 
und Wärme-
versorgung. 

Verhütung von Mo-
nopolen und Oligo-
polen auf den Ener-
giemärkten. 

Keine Privatisierung 
der Wasserwerke 

Energieversorger wie 
die ehemaligen HEW 
(jetzt Vattenfall) und 
HGW (jetzt Eon 
Hanse) gehören in 
die öffentliche Hand 
zurück. Als erster 
Schritt sind die Netze 
wieder zu kommuna-
lisieren. 
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Kraftwerk Moor-
burg 

Das geplante Kohle-
kraftwerk in Moor-
burg droht mit einem 
Jahresausstoß von 
bis zu 8 Mio. Tonnen 
CO2 alle Klima-
schutzziele Ham-
burgs für die Dauer 
der 40-jährigen Lauf-
zeit unerreichbar zu 
machen. Die Jahres-
kapazität von 1.640 
MW ist es völlig ü-
berdimensioniert. 
Deshalb fordern wir 
eine Begrenzung der 
Kapazität auf die des 
abgängigen Heiz-
kraftwerkes in Wedel 
sowie Gas- statt Koh-
lefeuerung. Gas ist 
doppelt so effizient 
wie Kohle und emit-
tiert lediglich die Hälf-
te an CO2. 

Neues Kohlekraft-
werk in Moorburg 
sichert langfristig 
Hamburgs Energie-
versorgung. 

Das ist auch gut für 
die Umwelt, da so 
alte Kraftwerke mit 
hohem Schadstoff-
ausstoß abgeschaltet 
werden. Und: Das 
neue Kraftwerk soll 
eine CO2-Abtren-
nung erhalten und ist 
damit technologisch 
wegweisend.  

 

 

 

 

 

 

Der CDU-Senat, hat 
Vattenfall überhaupt 
erst auf die Idee ge-
bracht, die Kapazität 
des geplanten Kohle-
kraftwerks in Moor-
burg zu verdoppeln 
und damit den städti-
schen CO2-Ausstoß 
auf einen Schlag um 
40 Prozent zu erhö-
hen. Die neuen Kli-
maschutzbemühun-
gen des Senats wer-
den dies kaum auf-
fangen können. 

Kohlekraftwerk ver-
hindern: ein kleineres 
Kraftwerk mit Kraft-
Wärme-Kopplung, 
das mit erheblich 
umweltfreundliche-
rem Erdgas betrieben 
wird. 

Kraftwerk Moorburg 
errichten! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Kein Kohlekraftwerk 
(KoKW) in Moorburg 
– und auch nicht 
anderswo! Für das 
von Vattenfall ge-
plante KoKW darf 
der Senat keine 
wasserrechtliche 
Genehmigung ertei-
len. Zur Nutzung 
fossiler Energieträger 
dürfen nur gasbetrie-
bene Kraftwerke 
genehmigt werden. 
Bestehende Kraft-
werke werden zur 
Nutzung der Abwär-
me verpflichten. 
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Klimaforschung Vernetzung von wis-
senschaftlich-techni-
schen Instituten mit 
Klimaforschung. 

 Wir haben For-
schungsinstitute und 
Unternehmen, die 
weltweit führend sind 
bei der Erforschung 
des Klimawandels 
und der Anwendung 
von Erneuerbaren 
Energien. Bei ent-
sprechender Förde-
rung durch die Stadt 
hat Hamburg gute 
Chancen, zum nord-
europäischen Kom-
petenzzentrum für 
Erneuerbare Ener-
gien zu werden. 

Alternative Energien, 
Brennstoffzellen 
weiter erforschen. 

Hamburg wird das 
Zentrum für For-
schung und Entwick-
lung, Produktion und 
Dienstleistungen im 
Bereich regenerati-
ver Energien. Zu-
sammenarbeit der 
wissenschaftlichen 
Potenziale an den 
Hamburger Hoch-
schulen fördern. Die 
Ansiedlung von ent-
sprechenden Unter-
nehmen fördern. 

 

Ausstieg aus der 
Atomenergie 

keine Aussage (SPD 
ist für den Ausstieg) 

keine Aussage (CDU 
ist gegen Ausstieg) 

Der Senat setzt bei 
der Energieversor-
gung weitgehend auf 
Kohle- und Atomkraft. 
Im Fall der Atomk-
raftwerke stellt die 
CDU-Politik eine 
latente Gefahr für 
Leib und Leben der 
Menschen in Ham-
burg dar. 

Laufzeitverlängerung 
für Atomkraftwerke 
bis umweltschonen-
de Alternativen zur 
Verfügung stehen. 

 

Sofortige Abschal-
tung der Atomkraft-
werke Krümmel und 
Brunsbüttel.   
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Öffentlicher Perso-
nennahverkehr 

� Die Strecke Ah-
rensburg - Bad 
Oldesloe auf den 
üblichen Ham-
burger Standart 
aufwerten. 

� Modernisierung 
des Hamburger-
Hauptbahnhofes. 

� Schaffung weite-
re P+R Plätze. 

� Vermehrte Ein-
richtung von Car-
Sharing-Stationen 

� Förderung des 
Umstieg vom 
PKW auf den 
ÖPNV, durch die 
Einführung fami-
lienfreundlicher 
übertragbarer 
Klima-Tickets. 

� Keine U-Bahn, 
sondern eine kos-
tengünstigere Lö-
sung für die An-
bindung der Ha-
fenCity an den 
ÖPNV. 

� Fertigstellung der 
S-Bahn zum Flug-
hafen. 

� U/S-Bahnen fah-
ren seit der CDU-
Regierungszeit 
am Wochenende 
durchgehend.  

� Verbesserung des 
Services und der 
Sicherheit im 
HVV. 

� 21,6 % mehr 
Fahrgäste seit 
2001. 

� Flughafen S-Bahn 
Fertigstellung 
2008. 

� Die S-Bahn fährt 
nach Stade . 

� Erschließung der 
Hafencity durch 
U4. 

� Die Strecke Ham-
burg-Lübeck 
wurde elektrifi-
ziert. 

� Ersten Wasser-
stoffbusse einge-
führt. 

� Fahrgastinforma-
tionssysteme in 
Bussen und Bah-
nen ausgebaut. 

� Mehr Menschen 
zum Umstieg vom 
Auto auf die öf-
fentlichen Ver-
kehrsmittel be-
wegen. 

� Anbindung von 
Steilshoop  und 
Bramfeld an das 
Nahverkehrs-
Bahnnetz.  

� Ausbau der Mit-
nahmemöglich-
keiten für Fahr-
räder im ÖVPN. 

 

� Trennung von 
Streckennetz und 
Betrieb, um auch 
Privatbetreibern 
den Markteintritt 
zu ermöglichen. 

� Bessere Anbin-
dung des Umlan-
des an die nächs-
ten Subzentren 
mit finanzieller 
Beteilung des 
Umlandes. 

� Anbindung Rand-
gebiete in Ne-
benzeiten 
verbessern. 

� Abschaffung der 
Schnellbuszu-
schläge  

� Verlängerung der 
S-Bahn von Ah-
rensburg bis Bad 
Oldesloe und An-
bindung von 
Steilshoop und 
Bramfeld ans U-
Bahnnetz.  

� Überprüfung des  
Nahverkehrskon-
zeptes für die 
HafenCity auf 

� Ringschluss der 
S/U Bahnen 
durch Tagenten 
Altona/Harburg 
und Pinn-
berg/Volksdorf 

� Kein U-Bahn-Bau 
in der Hafen-
City 

� Grüne Ampelwel-
len für Busse. 

� Umrüstung der 
Busse auf Gas- 
und Hybridtech-
nik. 

� Die Anwohner-
parkzonen wer-
den kosten-
pflichtig, dafür 
erhält man eine 
Ermäßigung 
beim HVV. 

� Höhere Taktfre-
quenzen für den 
Hamburger 
Speckgürtel. 

� Ausbau der Mit-
nahmemöglich-
keiten für Fahr-
räder im ÖVPN. 
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 � Bramfeld, Steils-
hoop, Lurup und 
den Osdorfer 
Born besser an 
den ÖVPN anbin-
den. 

 

Wirtschaftlich-
keit. 

� Wiedereröffnung 
des Schellfisch-
tunnels in Ham-
burg – Altona für 
den Busverkehr. 

� Nutzen des Was-
sernetzes  für 
Wassertaxis. 

Einführung einer 
Stadtbahn 

Die Planung für ein 
Stadtbahn-Kern-Netz 
wieder aufnehmen. 

 

Keine Aussage Einführung einer 
Stadtbahn z.B. in der 
Hamburger City, 
aber auch als Alter-
native zum Millio-
nengrab U4 Verlän-
gerung. 

 

Keine Aussage Reetablierung einer 
Stadtbahn. 

 

 

HVV Sozialticket Keine Aussage Keine Aussage Wiedereinführung 
eines wirklichen 
Sozialtickes, zu we-
niger als  20 €. 

 

Keine Aussage Sozialticket 18,00 € 
im Öffentlichen 
Nahverkehr für sozi-
al benachteiligte 
BürgerInnen als Ein-
stieg in den Nulltarif 
zur Sicherstellung 
der Mobilität und 
der gesellschaftli-
chen Teilhabe. 
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Verkehrsfluss � Vermehrt Güter 
auf das Binnen-
schiff verlagern, 
um die Straßen 
von LKW – Trans-
porten zu entlas-
ten. 

� Entlastung der 
Straßen in der 
Rush-Hour durch 
zusätzliche P+R-
Plätze. 

� Verringerung der 
Toten auf unse-
ren Straßen 
durch ein Ver-
kehrskonzept. 

� Vermehrte Ein-
richtung von Car-
Sharing-
Stationen. 

� Dafür sorgen, 
dass die A20 eine 
direkte Anbin-
dung an die A7 
und die A1 be-
kommt. 

� Intelligente Am-
pelschaltungen 
für besseren Ver-
kehrsfluss. 

� Sonderprogramm 
zur Instandset-
zung der Stra-
ßen. 

� Brötchentaste  
für Kurzparker 
eingeführt. 

� Zahl der Kreis-
verkehre mehr 
als verdoppelt. 

� Tempo 60 auf 
vielen Hauptver-
kehrsstraßen 
wieder einge-
führt. 

� Umrüstungen der 
Ampeln auf LED-
Technik. 

� Güterumge-
hungsbahn: 
Lärmschutz deut-
lich verbessern 

� Einführung einer 
Citymaut. 

� Einführung von 
Car-Sharing. 

� Einführung von 
Wassertaxis und 
Faradleihstatio-
nen, um den 
Verkehr zu mini-
mieren. 

 

� Ausbau der A7 bis 
Kiel auf 8 Spuren. 

� Einführung von 
Telematik für die 
Ampelschaltun-
gen. 

� Anschluss aller 
Ampeln an den 
zentralen Ver-
kehrsrechner. 

� Übersichtlichere 
Beschilderung 
der Straßen. 

� Keine Verkehrs-
beruhigung in 
Mischgebieten. 

� Vermehrte Kreu-
zungen mit Kreis-
verkehren. 

� Kreuzungsfreier 
Ausbau des Rin-
ges 2 auf durch-
gehend vier Spu-
ren. 

� Schnelle Umset-
zung der Finken-
werder Ortsum-
gehung. 

� Ampelanlagen 
für Grüne Wel-
len. 
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Verkehrslärm � Auflegung eines 
städtischen 
Lärmminderungs-
programmes. 

� Güterumgehungs-
bahn:  für eine 
baldige Entlas-
tung der Anwoh-
ner sorgen. 

� Verkehrsberuhig-
te Tempo 30 Zo-
nen weiter aus-
bauen. 

� Keine Aufwei-
chung des Nacht-
flugverbotes 
nach 23 Uhr. 

� Vorsorge beim 
Lärmschutz bei 
Triebwerkstest 
des A380 treffen.  

� Bau des Auto-
bahndeckels über 
die A7 zwischen 
Otmarschen und 
Stellingen. 

� Mehr Ruhe beim 
Flughafen nach 
23Uhr. 

� Bau des Auto-
bahndeckels über 
die A7 zwischen 
Otmarschen und 
Stellingen. 

 

 

� Durch die Einfüh-
rung einer City-
maut verringert 
sich die Lärmbe-
lastung auf den 
Straßen in der Ci-
ty. 

� Bau des Auto-
bahndeckels über 
die A7 zwischen 
Otmarschen und 
Stellingen. 

� Der Lärmschutz 
an der Gütertras-
se durch Wil-
helmsburg, Har-
burg, Wandsbek 
und Rahlstedt 
muss deutlich 
verbessert wer-
den. 

 

 

� Schnellstmögliche 
Realisierung der 
Ortsumgehung 
Finkenwerder. 

 

� Keinen weiteren 
Ausbau des Flug-
hafens Fuhlsbüt-
tel. 

� Bau der Gü-
terumgehungs-
bahn, um Lärm 
zu vermeiden. 

 

CDU (von Beust) 
kann sich die Einfüh-
rung der City – Maut 
auch in Hamburg 
vorstellen. 

Barrierefreiheit Die Bahnhöfe Schritt 
für Schritt behinder-
ten-, familien- und 
altengerecht ausbau-
en, d.h. barrierefrei.  

Keine Aussage Barrierefreiheit in 
den U- und S-Bahnen 
und deren Stationen. 

 

Beschleunigung der 
Barrierefreiheit der 
S- und U-Bahn-
strecken 

Behindertengerech-
te Sanierung der 
U/S-Bahnen.  
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Radverkehr � Den Radverkehr 
bis 2015 signifi-
kant erhöhen. 

� Ein Radwegeall-
tagsnetz einfüh-
ren, mit dem 
Schwergewicht 
auf Streckenfüh-
rungen abseits 
der Hauptver-
kehrsstraßen. 

� Die Schaffung 
eines Fahrrad-
leihsystems in 
ganz Hamburg. 

� Den Radverkehrs-
anteil erhöhen 
und einen echten 
Qualitätssprung 
durch die Umset-
zung der Radver-
kehrskonzeption 
machen. 

 

� Einführung von 
Faradleihstatio-
nen 

� Verdreifachung 
des Fahrradver-
kehrs in Ham-
burg.  

� Durchgängige 
Fahrradrouten. 

� Mehr Fahrradab-
stellmöglichkei-
ten. 

� Längere Grünpha-
sen an Ampeln 
für Radfahrer. 

� Abbau von Grü-
nen-Pfeilen, da  
es zu vielen Kol-
lisionen zwischen 
Autos und  Rad-
fahrern kommt. 

� Ausbau der Mit-
nahmemöglich-
keiten für Fahr-
räder im ÖPNV. 

� Umgehende Be-
seitigung von 
Straßenmängeln. 

 

� Sanierung der 
Radwege. 

� Bessere Ampel-
schaltungen für 
Radfahrer. 

� Ausbau der Mit-
nahmemöglich-
keiten für Fahr-
räder im ÖPNV. 

� Mitbenutzung 
der Fahrbahn 
durch Radfahrer 
auch wenn es 
keinen Radweg 
gibt. 
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Grundsätze (Wir wollen) eine auf 
sozialen Ausgleich 
und Zukunftsinvest-
itionen ausgerichtete 
Steuer-, Finanz- und 
Haushaltspolitik. Wir 
werden die in den 
letzten Jahren betrie-
bene einseitige Spar- 
und Ausgabenpolitik 
deshalb korrigieren. 

Wir wollen einen 
ausgeglichnen Haus-
halt ohne weitere 
Vermögensverkäufe. 
Dieses Ziel lässt sich 
erreichen, wenn die 
Einnahmen stabili-
siert und die Ausga-
ben begrenzt und 
konsequent auf politi-
sche Schwerpunkte 
konzentriert werden. 

Solide Staatsfinan-
zen. Ausgeglichener 
Haushalt – keine 
neuen Schulden 
mehr. 

Hamburg hat einen 
ausgeglichenen Ge-
samthaushalt. Die 
laufenden Einnah-
men decken alle 
laufenden Ausgaben. 
Hamburg finanziert 
seine Investitionen 
aus eigenen Mitteln. 

Wir werden die Neu-
verschuldung auf Null 
halten. Wir werden 
mit der begonnenen 
Tilgung der Altschul-
den fortfahren. 

Wir werden das Ver-
mögend der Stadt für 
künftige Genera-
tionen wieder ver-
größern. 

Der jetzige Senat 
verzehrt Vermögen – 
Kreditaufnahmen, 
Privatisierungen und 
Entnahmen aus 
Rücklagen stehen 
einem deutlich gerin-
geren Vermögens-
aufbau gegenüber. 
Damit enteignet der 
Senat schleichend die 
Stadt und kommende 
Generationen.  

Ehrliche Politik muss 
Finanzierungsquellen 
benennen und Priori-
täten setzen. Ham-
burg braucht vor al-
lem mehr Geld für 
Bildung. 

Priorität haben für 
uns alle Ausgaben, 
die ein nachhaltiges 
Wirtschaften unter-
stützen, für Gerech-
tigkeit zwischen Ge-
nerationen und Ge-
schlechtern sorgen 
und die Zukunft 
Hamburgs für unsere 
Kinder sichern.  

Die „Eröffnungs-
bilanz“ des Senats 
2006 wies eine Ei-
genkapitalquote von 
8 % aus. Bei gleich-
bleibender Finanzpo-
litik wird dieses Ver-
mögen innerhalb der 
nächsten Legislatur-
periode verzehrt und 
die Stadt spätestens 
ab 2013 überschul-
det sein. Privatunter-
nehmen müssen in 
vergleichbarer Lage 
Insolvenz anmelden. 
Das abzuwenden ist 
vorrangiges Ziel 
liberaler Haushalts-
politik der nächsten 
vier Jahre. 

Die entscheidenden 
Rahmenbedingungen 
für die Finanzkraft 
des Landes Hamburg 
werden von der Bun-
desebene und der 
EU bestimmt. Aber 
Hamburg hat Spiel-
räume für einen al-
ternativen, sozialen 
und solidarischen 
Stadtentwicklungs-
pfad, den keine der 
bisherigen Bürger-
schaftsparteien auch 
nur ansatzweise 
beschreitet.  

 

Die CDU ver-
schweigt, dass sie in 
den letzten Jahren in 
großem Stil öffent-
liches Vermögen 
veräußert hat und 
dies auch zukünftig 
fortsetzen will (ver-
deckte Kreditauf-
nahme). 

Die GAL fordert die 
„ehrliche Benen-
nung“ von Finanz-
quellen, konkret wird 
von ihr aber nur die 
Reform des Länder-
finanzausgleichs 
angesprochen. 

Die Aussagen der 
SPD sind grundsätz-
lich richtig, aber we-
nig konkret. 
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Haushaltskonsoli-
dierung 

Wir wollen die Finan-
zierung der Zukunfts-
aufgaben in den Be-
reichen Bildung, Ar-
beit, soziale Gerech-
tigkeit und wirt-
schaftliche Infra-
struktur vor allem 
durch Haushalts-
umschichtungen 
sichern und verbes-
sern. 

Hamburg gibt immer 
noch ein Achtel sei-
ner Steuereinnahmen 
nur für Zinsen aus. 
deshalb unser Ziel: 
konsequenter Schul-
denabbau! 

Wir werden weiterhin 
einen ausgegliche-
nen Gesamthaushalt 
haben. 

Hamburgs Finanzlage 
ist hoch kritisch. Die 
Stadt lebt über ihre 
Verhältnisse.  

Schulden bremsen, 
Werte erhalten – at-
mender Haushalt. Der 
alte kamerale Schul-
denbegriff ist nur die 
Hälfte der Wahrheit, 
weil er den Vermö-
gensverzehr und die 
Verkäufe nicht er-
fasst. 

Wir wollen eine „rol-
lierende Schulden-
bremse“, die einen 
atmenden Haushalt 
zulässt, also vorüber-
gehende Kreditauf-
nahme in wirtschaft-
lich schwierigen Zei-
ten. Sie zwingt aber 
dazu, sparsam zu 
wirtschaften und in 
guten Zeiten kon-
junkturell bedingte 
Kredite wieder zu 
tilgen. 

Die vergleichsweise 
im Augenblick kom-
fortablere Haushalts-
lage beruht aus-
schließlich auf höhe-
ren Steuerein-
nahmen, niedrigen 
Zinsen und geringe-
ren Einzahlungsver-
pflichtungen in den 
Länderfinanz-
ausgleich. 

In der kommenden 
Legislaturperiode 
wollen wir einen 
nachhaltig ausge-
glichenen Betriebs-
haushalt erreichen 
und mit dem Abbau 
des Schuldenbergs 
beginnen. Wir wer-
den ein qualifiziertes 
Neuverschuldungs-
verbot in die Ham-
burger Verfassung 
einführen. 

Alle staatlichen Leis-
tungen müssen auf 
den Prüfstand ge-
stellt werden.  

Die Linke will die 
Überschüsse im 
Hamburger Haushalt 
(1,6 Mrd. € 2006 – 
2008 und 0,7 Mrd. € 
2009 – 2010) für eine 
soziale Anschub-
finanzierung in Höhe 
von 500 Mio. € pro 
Jahr nutzen. 

Die Betriebsüber-
schüsse sind Resul-
tat drastischer Spar-
operationen. Die 
höheren Einnahmen 
verdankt die Stadt 
der blühenden Kon-
junktur. 

Der CDU-Senat 
steckt die Über-
schüsse in Renom-
mierprojekte. Diese 
Politik ist sozial und 
betriebswirtschaftlich 
unakzeptabel.  So-
weit möglich, müssen 
die Renommierpro-
jekte gestoppt wer-
den.  

Die SPD äußert sich 
nicht konkret, zu 
Lasten welcher Auf-
gabenbereiche sie 
umschichten will. 

Wenn die CDU den 
Schuldenabbau un-
ter allen Umständen 
fortführen will, bleibt 
für den Fall rückläu-
figer Staatseinnah-
men nur der Verkauf 
öffentlichen Eigen-
tums als Ausweg! 

Die GAL kritisiert 
zutreffend die man-
gelnde Seriosität der 
CDU-Position i.S. 
Schuldenabbau und 
schlägt Alternativen 
vor. 
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Verbesserung der 
Staatseinnahmen 

Die Vermögens- und 
Einkommensverhält-
nisse haben sich in 
Deutschland auch 
durch steuerpoliti-
sche Entscheidungen 
dramatisch verscho-
ben. Um so wichtiger 
ist es heute, dass 
Vermögen und Erb-
schaften angemes-
sen besteuert wer-
den. 

Wir wollen eine Bun-
desinitiative für eine 
reformierte Vermö-
gensteuer starten, 
um eine gerechtere 
Finanzierung öffent-
licher Aufgaben zu 
erreichen. 

 Anders als der jetzige 
Senat wollen wir, 
dass der private 
Reichtum Hamburgs 
einen größeren Bei-
trag dazu leistet, öf-
fentliche Armut zu 
beseitigen. 

Einen wesentlichen 
Beitrag dazu muss 
eine bundesweite 
Föderalismusreform 
leisten, die Kommu-
nen und Stadtstaaten 
wieder mit den not-
wendigen Mitteln 
ausstattet. 

Der Länderfinanz-
ausgleich ist bis 
2020 abzuschaffen. 

Der Gewerbesteuer-
Hebesatz ist stufen-
weise zu senken. Als 
mittelfristige Alter-
native zur Gewerbe-
steuer setzt sich die 
FDP für die Einfüh-
rung einer Kommu-
nalsteuer (als Zu-
schlag zur Einkom-
mensteuer) unter 
gleichzeitiger Erhö-
hung des Gemein-
deanteils am Um-
satzsteueraufkom-
men. 

Die Grundsteuer ist 
auf den Stand von 
2003 abzusenken. 

Wir schlagen auf 
Bundesebene die 
Wiedereinführung 
der Vermögensteuer, 
die Erhöhung der 
Erbschaftsteuer und 
die Rücknahme der 
Unternehmensteuer-
reform vor. 

Wir verlangen die 
Erhöhung der Grund-
erwerbsteuer, die 
Erhöhung der Grund-
steuer und die An-
hebung der Gewer-
besteuer sowie die 
Einführung einer Ge-
meindewirtschaft-
steuer für alle Unter-
nehmen und Frei-
berufler. 

Im Zuge der Födera-
lismusreform II soll 
sich der Senat für 
eine grundlegende 
Reform der Vertei-
lung des Steuerauf-
kommens zwischen 
Bund, Ländern und 
Gemeinden ein-
setzen. 

Die GAL äußert sich 
nicht konkret, wie sie 
den privaten Reich-
tum stärker zur Fi-
nanzierung öffent-
licher Aufgaben her-
anziehen will.  

Die FDP will die 
Staatseinnahmen 
ihrer Logik zufolge 
nicht erhöhen, son-
dern senken. Die 
Abschaffung des 
Länderfinanzaus-
gleichs würde die 
Hamburger Ein-
nahmeseite aber 
verbessern. 
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Kaufmännischer 
Haushalt 

 Vorreiterrolle: Als 
erstes deutsches 
Bundesland hat 
Hamburg eine kauf-
männische Bilanz 
vorgelegt und steht 
damit bei der Moder-
nisierung öffentlicher 
Haushalte an der 
Spitze. 

Wir wollen ein voll-
ständig kaufmänni-
sches Haushalts-
wesen in Hamburg 
einführen. 

Die FDP wird dafür 
Sorge tragen, dass 
ein professionelles 
Controllingsystem 
sowie Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen 
durch externe Exper-
ten als wesentlicher 
Beitrag für ein effi-
zientes Verwaltungs-
handeln  konsequent 
angewandt werden. 

  

Steuerprüfung Es ist unverantwort-
lich und ungerecht, 
wenn in Hamburg 
große Vermögen und 
Einkommen nur sel-
ten einer Steuer-
prüfung unterzogen 
werden.  

Wir werden die Fi-
nanzverwaltung auch 
um Steuer- und Be-
triebsprüfer verstär-
ken, um Steuerrück-
stände und große 
Vermögen besser zu 
erfassen. 

   Wir werden die Ein-
stellung von 150 zu-
sätzlichen Betriebs-
prüfern verlangen. 
Mittelfristig setzen wir 
uns dafür ein, alle 
Hamburger Betriebe 
regelmäßig nahtlos 
zu prüfen. 

Das Thema Steuer-
prüfung wird nur von 
SPD und Linke an-
gesprochen. 
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Grundsätze Städtisches Vermö-
gen, stadteigene 
Unternehmen, öffent-
liches Eigentum an 
Gebäuden und 
Grundstücken dienen 
der Daseins- und 
Risikovorsorge für 
die Menschen in 
unserer Stadt. Das 
beginnt bei der Kran-
kenhausversorgung  
und reicht über die 
Wasserversorgung, 
bezahlbare Wohnun-
gen, öffentlichen 
Nahverkehr bis hin 
zur Entwicklung des 
Hafens.  

Das städtische Ver-
mögen, das Genera-
tionen geschaffen 
haben, darf nicht 
binnen einer Genera-
tion verzehrt werden.  

Wir werden daher 
den Verkauf des 
städtischen Vermö-
gens stoppen. 

keine Aussage! keine Aussage! Die FDP bekennt 
sich zu unbequemen 
Konsequenzen der 
Freiheit, d.h. auch 
zur Privatisierung 
von Staatseigentum 
und zur Förderung 
von Wettbewerb. 

Die FDP wird eine 
entschlossene Priva-
tisierungspolitik 
betreiben. 

Privatisierung ist 
Verschleuderung 
öffentlichen Eigen-
tums. Öffentliches 
Eigentum ist die Vor-
aussetzung für de-
mokratische Gestal-
tung und Kontrolle. 
Sofortiger Stopp der 
laufenden Privatisie-
rungen. 

Die Linke verfolgt 
eine Politik der Re-
kommunalisierung 
der privatisierten 
öffentlichen Unter-
nehmen. Im ersten 
Schritt sollen der 
LBK und Pflegen & 
Wohnen (kreditfinan-
ziert) zurück gekauft 
werden. 

Die GAL kritisiert die 
Veräußerung öffentli-
chen Vermögens 
durch den CDU-
Senat, hält sich beim 
Thema Privatisierung 
ansonsten aber be-
deckt.  

Die CDU sagt nichts 
zu möglichen weite-
ren Privatisierungs-
vorhaben. Das war 
im CDU-Wahlpro-
gramm 2004 -–2008 
genauso – trotzdem 
hat der CDU-Senat 
die (Teil-)Verkäufe 
von LBK, Pflegen & 
Wohnen und HHLA 
durchgezogen! Der 
CDU-Senat hat sogar 
darüber verhandelt, 
die Hamburger Hoch-
bahn AG zu verkau-
fen! 



SPD Ottensen / AG Wirtschaft und Arbeit 
Vergleich der Wahlprogramme der Hamburger Parteien zur Bürgerschaftswahl 2008 

- Privatisierung - 
 

Thema SPD CDU GAL FDP Linke Anmerkungen 
 

         - 36 - 

HHLA Der CDU-Senat hat 
in unverantwortlicher 
Weise Teile der 
HHLA verkauft. Wir 
werden dafür sorgen, 
dass ein Verkauf 
über die jetzt an die 
Börse gebrachten 30 
% hinaus nicht statt-
findet. 

keine Aussage! Die GAL lehnt den 
Verkauf weiterer 
Anteilen an der 
HHLA ab, um eine 
Sperrminorität ande-
rer unerwünschter 
Unternehmen zu 
verhindern. 

Insbesondere die 
HHLA soll teilweise 
oder vollständig pri-
vatisiert werden. 

Der Hafen ist ein 
Schlüsselsektor für 
die Hamburger Ar-
beits- und Lebens-
verhältnisse und 
muss im öffentlichen 
Eigentum bleiben. 

Die CDU äußert sich 
nicht zu einer mögli-
chen weiteren Priva-
tisierung der HHLA. 

SAGA GWG Wir werden die SA-
GA GWG nicht ver-
kaufen. Wir wollen 
das aus sozial ge-
bundenem Vermö-
gen erwirtschaftete 
Geld wieder für 
Wohnungsbau und 
soziale Stadtent-
wicklung einsetzen 
und nicht – wie der 
CDU-Senat – für sog. 
Leuchtturmprojekte. 

SAGA- und GWG-
Mieter vor Verkäufen 
geschützt. Denn nur 
die Mieter selbst kön-
nen ihre Wohnungen 
kaufen. 

keine Aussage! Insbesondere die 
SAGA GWG  soll 
teilweise oder voll-
ständig privatisiert 
werden. 

Keine Privatisierung, 
sondern Erhalt des 
städtischen Woh-
nungsbestandes. 

Die GAL hat sich bei 
anderer Gelegenheit 
gegen einen Verkauf 
der SAGA GWG aus-
gesprochen, nimmt in 
ihrem Wahlpro-
gramm aber keine 
Stellung zum Thema 
Privatisierung. 

Die CDU ver-
schweigt: Durch den 
Verkauf der GWG an 
die SAGA und die 
weiteren Grund-
stücksaktionen wer-
den die Mieter für die 
Prestigeprojekte des 
CDU-Senats zur 
Kasse gebeten. 
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LBK Die Stadt muss die 
Einhaltung der ge-
setzlichen Qualitäts-
standards sichern. 
Deshalb wird die 
SPD die letzten 25,1 
% am LBK nicht ver-
kaufen. 

Landesbetrieb Kran-
kenhäuser durch 
Teil-Privatisierung 
leistungsfähiger ge-
macht, Defizite abge-
baut. 

  Der ehemalige LBK 
gehört in die öffentl-
iche Hand zurück. 

CDU und GAL äu-
ßern sich nicht zum 
Verkauf der restli-
chen 25,1 % der 
Anteile am LBK 
(Asklepios). 

Wasserwerke, 
Stadtreinigung, 
Hamburger Hoch-
bahn 

Wasserwerke, Stadt-
entwässerung, Stadt-
reinigung und Ham-
burger Hochbahn 
bleiben in öffentlicher 
Hand. 

  Hamburger Hoch-
bahn und Stadt-
reinigung sollen teil-
weise oder voll-
ständig privatisiert 
werden. 

Keine Privatisierung 
der Wasserwerke. 

Wir treten dafür ein, 
dass Schlüssel-
bereiche wie Ener-
gie, Wasser und 
Verkehr in öffent-
lichem Eigentum 
sind. 

 

Behördliche Aufga-
ben 

   Zusätzlich wird jede 
Betätigung des Staa-
tes daraufhin unter-
sucht, ob eine kos-
tengünstigere Alter-
native durch Vergabe 
an Privatunterneh-
men in Betracht 
kommt. Dabei gibt es 
keine Denkverbote, 
z.B. die Beitreibung 
von Steuern und 
Gebühren, der Be-
trieb von Vollzugs-
anstalten, die Kfz.-
Anmeldung u.a.m. 
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Stadtwerke / Re-
kommunalisierung 

Wir werden unter 
Einbeziehung der 
Konzessionsverträge 
für das Hamburger 
Gas-, Fernwärme- 
und Stromleitungs-
netz die Gründung 
eines kommunalen 
Stadtwerkes be-
treiben. 

 Die GAL will die E-
nergienetze wieder 
von der Stadt betrei-
ben lassen. In den 
nächsten Jahren lau-
fen die Konzessions-
verträge für Gas und 
Strom aus. Statt sie 
zu verlängern, könn-
te die Stadt Hamburg 
oder ein städtisches 
Unternehmen schon 
2009 das Gasnetz 
und 2015 das Strom-
netz übernehmen. 
Hamburg Wasser 
verfügt über die 
Kompetenzen zum 
Management von 
Versorgungsnetzen 
und kann Ausgangs-
punkt für den Aufbau 
von Hamburger 
Stadtwerken werden.  

 Die Linke verfolgt 
eine Politik der Re-
kommunalisierung 
der privatisierten 
öffentlichen Unter-
nehmen. Etliche 
Kommunen können 
positive Erfahrungen 
vorweisen, seitdem 
sie die privatisierten 
Unternehmen wieder 
in Eigenregie über-
nommen haben. 

Hamburg kann auf 
die HGV zurück-
greifen, um eine Re-
kommunalisierung 
schrittweise zu ver-
wirklichen 

 

 
 


